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1. Instanz

Aktenzeichen S 61 Kg 112/96
Datum 17.10.1997

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 KG 18/97
Datum 14.03.2000

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Berlin vom 17. Oktober 1997 sowie der Bescheid der Beklagten vom 8. November
1994 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 27. Februar 1996
dahingehend geÃ¤ndert, dass die Bewilligung von Kindergeld fÃ¼r den Monat
September 1994 nur in HÃ¶he von 30,00 DM und erst ab Oktober 1994 in voller
HÃ¶he aufgehoben wird. Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen. 

Tatbestand:

Streitig ist ein Anspruch auf Kindergeld fÃ¼r die Zeit ab 1. September 1994 wegen
Einkommens des Kindes.

Der KlÃ¤ger bezog fÃ¼r seine am 16. August 1972 geborene Tochter Karin (K)
Kindergeld. Am Oberstufenzentrum BÃ¼rowirtschaft, Sozialversicherung und
Verwaltung in Berlin-Steglitz absolvierte K eine Ausbildung zur BÃ¼rogehilfin. Diese
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blieb ohne Erfolg, da K auch die 2. WiederholungsprÃ¼fung vor der Industrie- und
Handelskammer zu Berlin Ende Mai 1994 nicht bestand. Nach erfolgreich
durchgefÃ¼hrter Arbeitserprobung (17. Mai bis 10. Juni 1994) begann K eine vom
Arbeitsamt III Berlin gem. Â§ 56 ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) gefÃ¶rderte
Ausbildung zur BÃ¼rokraft im Annedore-Leber-Berufsbildungswerk in Berlin ohne
Heimunterbringung. Diese Ausbildung schloss K im August 1997 erfolgreich ab.

Mit BewilligungsverfÃ¼gung der Beklagten vom 6. April 1994 erhielt der KlÃ¤ger
rÃ¼ckwirkend ab Februar 1994 weiterhin Kindergeld, das bis einschlieÃ�lich Mai
1994 gezahlt wurde.

Mit Bescheid vom 21. September 1994 bewilligte das Arbeitsamt II Berlin K
Ausbildungsgeld ab 1. September 1994 in HÃ¶he von monatlich 640,00 DM.

Mit Schreiben vom 29. September 1994 wies die Beklagte den KlÃ¤ger darauf hin,
dass sich die Voraussetzungen zum Bezug des Kindergeldes fÃ¼r Ã¼ber 16 Jahre
alte Kinder ab Januar 1994 wesentlich geÃ¤ndert hÃ¤tten und bat den KlÃ¤ger
unter BeifÃ¼gung eines Vordrucks um ErklÃ¤rung zu den EinkÃ¼nften eines Ã¼ber
16 Jahre alten Kindes. Nach Eingang dieser ErklÃ¤rung bei der Beklagten am 6.
Oktober 1994 verfÃ¼gte diese am 8. November 1995 die Nachzahlung des
Kindergeldes fÃ¼r die Zeit vom 1. Juni bis 31. August 1994. AuÃ�erdem hob sie mit
Bescheid vom 8. November 1994 die Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung des
Kindergeldes fÃ¼r K gem. Â§ 2 Abs. 2 Satz 2 des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG)
in Verbindung mit Â§ 48 des Sozialgesetzbuches, Zehntes Buch (SGB X) mit Ablauf
des Monats August 1994 auf, weil K aus dem AusbildungsverhÃ¤ltnis
Ausbildungsgeld in HÃ¶he von wenigstens 610,00 DM monatlich zustehe. Hiergegen
hat der KlÃ¤ger Widerspruch erhoben mit dem Hinweis, seine Tochter K habe trotz
intensiver BemÃ¼hungen in der freien Wirtschaft wegen ihrer Behinderung keine
Ausbildungsstelle erhalten und sei wegen ihrer Behinderung auÃ�erstande sich
selbst zu unterhalten. Das Versorgungsamt I Berlin habe mit Bescheid vom 6.
Oktober 1994 bei K einen Grad der Behinderung von 50 anerkannt wegen folgender
Behinderungen: â��Geistig-seelischer EntwicklungsrÃ¼ckstand mit sozialen
Folgeerscheinungen, SprachstÃ¶rung.â��

Mit Widerspruchsbescheid vom 27. Februar 1996 wies die Beklagte den
Widerspruch des KlÃ¤gers als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die Voraussetzungen des Â§
2 Abs. 2 BKGG in der Fassung des mit Wirkung vom 1. Januar 1994 an geltenden
Artikel 5 des Ersten Gesetzes zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- und
Wachstumsprogramms (1. SKWPG) vom 21. Dezember 1993 (BGBl. I, S. 2353)
lÃ¤gen ab September 1994 nicht mehr vor, da K Ausbildungsgeld in HÃ¶he von
640,00 DM monatlich erhalte. Nach EinschÃ¤tzung der zustÃ¤ndigen Stelle des
Arbeitsamts II Berlin kÃ¶nne nicht davon ausgegangen werden, dass K wegen
kÃ¶rperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung auÃ�erstande sein werde, sich
selbst zu unterhalten (Â§ 2 Abs. 2 Nr. 3 BKGG). Sie absolviere lediglich in einer
Rehabilitationseinrichtung eine theoriereduzierte Ausbildung zur BÃ¼rokraft. Ihre
Schwerbehinderung betrage â��lediglichâ�� 50 v. H â�¦ Da auch davon auszugehen
sei, dass K eine mehr als kurzzeitige BeschÃ¤ftigung im Sinne des Â§ 102 AFG
ausÃ¼ben kÃ¶nne, habe die Ã�berprÃ¼fung der getroffenen Entscheidung zu
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keiner AbÃ¤nderung fÃ¼hren kÃ¶nnen. Gem. Â§ 48 Abs. 1 SGB X sei die zugrunde
liegende Bewilligungsentscheidung fÃ¼r die Zukunft ab September 1994
aufzuheben gewesen.

In seiner dagegen erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger vorgetragen, die Frage, ob
seine Tochter K auÃ�erstande sei, sich selbst zu unterhalten und ob fÃ¼r sie ein
Kindergeldanspruch nach Â§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BKGG bestehe, hÃ¤nge davon ab,
ob die AusbildungsvergÃ¼tung zur Deckung ihres vollen individuellen
Unterhaltsbedarfs ausreiche. Dies sei mit dem Betrag von 640,00 DM monatlich
nicht der Fall. Bei der Bewertung des Unterhaltsbedarfs sei der gesamte
Lebensbedarf des behinderten Kindes zu berÃ¼cksichtigen, vor allem auch die
notwendige persÃ¶nliche Betreuung. Durch die seit September 1994 begonnene
berufsfÃ¶rdernde BildungsmaÃ�nahme solle seine Tochter K erst zu einer
BerufsausÃ¼bung befÃ¤higt werden. Ob dies der Fall sein werde, kÃ¶nne sich erst
am Ende der MaÃ�nahme herausstellen.

Das Sozialgericht hat am 3. April 1997 die Mutter der K persÃ¶nlich gehÃ¶rt und am
4. September 1997 M als Zeugin vernommen. Die Mutter gab an, die Ausbildung
finde an 5 Tagen der Woche jeweils von 7.30 Uhr bis 16.30 Uhr in Berlin Britz statt.
K wohne in der elterlichen Wohnung in Berlin Spandau. Sie benÃ¶tige keine
besondere Ausstattung der Wohnung und ebenso wenig besondere Kleidung. Die
Zeugin ist im Annedore-Leber-Berufsbildungswerk als Diplompsychologin
beschÃ¤ftigt. Sie bekundete, K habe inzwischen ihre Ausbildung planmÃ¤Ã�ig
durchgefÃ¼hrt und die PrÃ¼fung als BÃ¼rokraft bestanden. Es wÃ¼rden nur
solche Auszubildenden aufgenommen, die in der Lage und bereit seien, 8 Stunden
tÃ¤glich ausgebildet zu werden. K habe diese Voraussetzung erfÃ¼llt. In diesem
Berufsbildungswerk sei die Ausbildungssituation fÃ¼r die Auszubildenden
besonders gÃ¼nstig. Anders als in der freien Wirtschaft gÃ¤be es ein besonderes
Betreuungsangebot, wie den psychologischen Dienst und andere begleitende
Dienste. Die Auszubildenden wÃ¼rden in kleinen Gruppen ausgebildet, und auch
der Berufsschulunterricht finde im Hause statt.

Durch Gerichtsbescheid vom 17. Oktober 1997 hat das Sozialgericht sodann die
Klage abgewiesen. Soweit der KlÃ¤ger beantragt habe, ihm einen
Kindergeldzuschlag fÃ¼r die Zeit vom 1. Oktober 1994 bis zum 31. Dezember 1995
zu zahlen, sei die Klage unzulÃ¤ssig. Die angefochtenen Bescheide enthielten keine
Entscheidung Ã¼ber einen Kindergeldzuschlag. Im Ã�brigen sei die Klage
unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf Zahlung von Kindergeld
fÃ¼r seine Tochter K fÃ¼r die Zeit vom 1. September 1994 bis zum 31. Dezember
1995, weil K eine Ausbildungshilfe von wenigstens 610,00 DM monatlich erhalten
habe. Der KlÃ¤ger habe keinen von dem Einkommen der K unabhÃ¤ngigen
Anspruch auf Kindergeld gem. Â§ 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BKGG. Nach dieser Vorschrift
wÃ¼rden Kinder, die das 16. Lebensjahr vollendet hÃ¤tten, berÃ¼cksichtigt, wenn
sie wegen kÃ¶rperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung auÃ�erstande seien,
sich selbst zu unterhalten. Die in Â§ 2 Abs. 2 Satz 2 und 3 BKGG beschriebenen
Einkommensgrenzen wÃ¼rden fÃ¼r diese Kinder nicht gelten. AuÃ�erstande sich
selbst zu unterhalten sei, wer im rentenrechtlichen Sinne erwerbsunfÃ¤hig sei
(Bundessozialgericht â�� BSG â�� , Urteil vom 14. August 1984, 10 RKg 6/83, in 

                               3 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/BKGG/2.html
https://dejure.org/gesetze/BKGG/2.html
https://dejure.org/gesetze/BKGG/2.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=10%20RKg%206/83


 

SozR 5870 Â§ 2 Nr. 35). Es spreche in der Regel dafÃ¼r, dass ein behindertes Kind
auch imstande sei, sich selbst zu unterhalten, wenn es fÃ¼r lÃ¤ngere Zeit in einem
geringfÃ¼gig entlohnten DauerarbeitsverhÃ¤ltnis stehe oder seine Ausbildung
erfolgreich fortgesetzt habe. Nach glaubwÃ¼rdiger Aussage der Zeugin M habe K
ihre Ausbildung planmÃ¤Ã�ig durchgefÃ¼hrt und abgeschlossen. Dass die
Ausbildungssituation in der von K besuchten Rehabilitationseinrichtung
gegenÃ¼ber dem allgemeinen Arbeitsmarkt besonders gÃ¼nstig sei, Ã¤ndere
nichts daran, dass K in der Lage gewesen sei, vollschichtig tÃ¤tig zu werden. Ein
frÃ¼heres Ã¤rztliches Gutachten der Beklagten (Gutachten vom 25. September
1989) bestÃ¤tige, dass K durchaus in der Lage sei, vollschichtig leichte Arbeiten
auszuÃ¼ben. Eine LeistungseinschrÃ¤nkung im Sinne einer ErwerbsunfÃ¤higkeit sei
damit jedenfalls nicht erreicht. Soweit der KlÃ¤ger vortrage, es werde fÃ¼r seine
Tochter sehr schwierig werden, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt eine
BeschÃ¤ftigung zu finden, fÃ¼hre das zu keinem anderen Ergebnis. MaÃ�geblich
sei, ob K â��infolge von Krankheit oder anderer Gebrechen oder von SchwÃ¤che
ihrer kÃ¶rperlichen oder geistigen KrÃ¤fteâ�� erwerbsunfÃ¤hig sei. In der streitigen
Zeit sei es auch fÃ¼r andere, nicht behinderte Jugendliche schwierig gewesen,
wenn nicht gar unmÃ¶glich, einen Ausbildungsplatz zu finden. Die allgemein
schlechte Arbeitsmarktlage fÃ¼hre nicht zu einer anderen Beurteilung.

Gegen den am 28. November 1997 zugestellten Gerichtsbescheid richtet sich die
am 11. Dezember 1997 erhobene Berufung des KlÃ¤gers, mit der er im
Wesentlichen sein bisheriges Vorbringen wiederholt. Nach Â§ 44 Abs. 2
Sozialgesetzbuch, Sechstes Buch (SGB VI) seien erwerbsunfÃ¤hig auch Versicherte
nach Â§ 1 Nr. 2, die wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt tÃ¤tig sein kÃ¶nnten. Auch wenn die Voraussetzungen
des Â§ 1 Nr. 2 SGB VI bei K nicht vorlÃ¤gen, sei sie dennoch im rechtenrechtlichen
Sinn als erwerbsunfÃ¤hige Person zu behandeln, da sie die Voraussetzung des Â§ 1
Nr. 3 SGB VI erfÃ¼lle, d.h. zu den Personen gehÃ¶re, die in Einrichtungen der
Jugendhilfe oder in Berufsbildungswerken oder Ã¤hnlichen Einrichtungen fÃ¼r
Behinderte fÃ¼r eine ErwerbstÃ¤tigkeit befÃ¤higt werden sollen. Seit der
Ausbildung zur BÃ¼rokraft sei bei K zusÃ¤tzlich ein Bluthochdruckleiden
hinzugekommen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 17. Oktober 1997 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 8. November 1994 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 27. Februar 1996 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm fÃ¼r die Zeit vom 1. September 1994 bis 31. Dezember 1995
Kindergeld fÃ¼r seine Tochter K zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt den angefochtenen Gerichtsbescheid fÃ¼r zutreffend. Es sei nicht
ersichtlich, weshalb eine Behinderte mit einem Grad der Behinderung von 50 nicht
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auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tÃ¤tig sein kÃ¶nne, obwohl eine Vielzahl von
Behinderten mit einem wesentlich hÃ¶heren Behinderungsgrad in regulÃ¤ren
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen stÃ¼nden und damit ihren Lebensunterhalt decken
kÃ¶nnten.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die zwischen den
Beteiligen gewechselten SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen, sowie die die Tochter K
beteffende Kindergeldakte der Beklagten â�� Band II Nr. 023187 -, die Reha Akte
der Beklagten â�� Stamm-Nr.: 220534 â�� und die Leistungsakte â�� Stamm-Nr.:
933 A 37 1339 â�� die vorlagen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung
und Beratung gewesen sind Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� ) erhobene
Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, insbesondere ist sie gem. Â§ 144 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 SGG statthaft, weil der Beschwerdewert 1000,00 DM Ã¼bersteigt.

Sachlich ist die Berufung im Wesentlichen unbegrÃ¼ndet. Lediglich fÃ¼r den Monat
September 1994 war die Bewilligung des Kindergeldes nur in HÃ¶he von 30,00 DM
aufzuheben.

Nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit gegenÃ¼ber den tatsÃ¤chlichen oder
rechtlichen VerhÃ¤ltnissen bei seinem Erlass eine wesentliche Ã�nderung
eingetreten ist. Vorliegend hat K ab 1. September 1994 eine Ausbildungshilfe als
berufsfÃ¶rdernde Leistung zur Rehabilitation in HÃ¶he von monatlich 640,00 DM
erhalten. Nach Â§ 2 Abs. 2 Satz 2 und 3 BKGG in der Fassung des 1. SKWPG, das am
1. Januar 1994 in Kraft getreten war, waren beim Kindergeld solche Kinder nicht
mehr zu berÃ¼cksichtigen, denen aus dem AusbildungsverhÃ¤ltnis oder einer
ErwerbstÃ¤tigkeit BruttobezÃ¼ge in HÃ¶he von wenigstens 750,00 DM monatlich
zugestanden haben (Satz 2) oder Lohnersatzleistungen oder als Ausbildungshilfe
gewÃ¤hrte ZuschÃ¼sse von Unternehmen, aus Ã¶ffentlichen Mitteln oder von
FÃ¶rderungseinrichtungen, die hierfÃ¼r Ã¶ffentliche Mittel erhalten, von
wenigstens 610,00 DM monatlich (Satz 3). K stand ab 1. September 1994
Ausbildungshilfe von mehr als 609,99 DM netto zu. Damit war die Berechtigung des
KlÃ¤gers zum Kindergeldbezug fÃ¼r K entfallen. Entgegen der Auffassung des
KlÃ¤gers liegt bei K auch nicht die Voraussetzung des Â§ 2 Abs. 2 Nr. 3 BKGG vor,
wonach Kinder, die das 16. Lebensjahr vollendet haben und die wegen
kÃ¶rperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung auÃ�erstande sind, sich selbst
zu unterhalten, zu berÃ¼cksichtigen sind, also das Einkommen nach Â§ 2 Abs. 2
Satz 2 und 3 BKGG unbeachtlich wÃ¤re. Bei K ist mit Bescheid des Versorgungsamts
I Berlin vom 22. Dezember 1977 erstmalig ein Grad der Behinderung von 50 v. H.
festgestellt worden wegen eines geistig-seelischen EntwicklungsrÃ¼ckstandes. Bei
gleichbleibendem Grad der Behinderung von 50 hat das Versorgungsamt I Berlin
mit dem Bescheid vom 6. Oktober 1994 zusÃ¤tzlich soziale Folgeerscheinungen und
SprachstÃ¶rung festgestellt. Die geistig-seelische Behinderung der K hat indes nicht
dazu gefÃ¼hrt, dass sie im hier streitigen Zeitraum auÃ�erstande war, sich selbst
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zu unterhalten. Wie bereits das Sozialgericht zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, entspricht
der Begriff des â��AuÃ�erstandeseinsâ�� demjenigen der ErwerbsunfÃ¤higkeit in
Â§ 1247 Abs. 2 Satz 1 der Reichsversicherungsordnung (RVO) bzw. seit 1. Januar
1992 Â§ 44 SGB VI. Ziel beider Regelungen ist es , die betreffende Sozialleistung
demjenigen zu gewÃ¤hren, der nicht selbst in der Lage ist, sich durch Arbeit das
Existenzminimum zu verdienen (vgl. BSG, SozR 5870 Â§ 2 Nr. 35 und Urteil vom 28.
Mai 1997, 14/10 RKg 38/95 mit weiteren Nachweisen in DBIR 4401, BKGG/Â§2).
Danach ist in der Regel die FÃ¤higkeit zum Selbstunterhalten ohne weiteres
anzunehmen, wenn das Kind fÃ¼r lÃ¤ngere Zeit in einem mehr als nur
geringfÃ¼gig entlohnten DauerarbeitsverhÃ¤ltnis steht. Die
GeringfÃ¼gigkeitsgrenze, die nach Â§ 44 Abs. 2 SGB VI ein Siebentel der
BezugsgrÃ¶Ã�e betrÃ¤gt, lag nach Â§ 18 Sozialgesetzbuch, Viertes Buch (SGB IV)
im Jahr 1994 bei 560,00 DM monatlich. Selbst wenn die Entlohnung von K unter der
GeringfÃ¼gigkeitsgrenze gelegen hÃ¤tte, wÃ¤re dies unbeachtlich, weil die geringe
Entlohnung nicht Folge der Behinderung gewesen wÃ¤re, sondern im Hinblick auf
die Ausbildung erfolgte. Nach dieser hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung, der der
Senat folgt, kommt es allein darauf an, ob das Kind nach Abschluss der Ausbildung
ein ausreichendes Einkommen erzielen kann. Das ist vorliegend zu bejahen. K hat
trotz ihrer Behinderung die Ausbildung zur BÃ¼rokraft im August 1997 erfolgreich
abgeschlossen. Bei einem derartigen Beruf kann im Hinblick auf den tariflichen
Mindestlohn in aller Regel davon ausgegangen werden, dass er auch einen
Behinderten in die Lage versetzt, sich selbst zu unterhalten. Anhaltspunkte dafÃ¼r,
dass dies bei K nicht der Fall gewesen wÃ¤re, sind nicht ersichtlich. Das Arbeitsamt
hat K nach Abschluss ihrer Ausbildung ab 27. August 1997 Arbeitslosengeld gezahlt,
sie also auf dem Arbeitsmarkt als verfÃ¼gbar angesehen und ein
Bemessungsentgelt nach dem Tarifvertrag fÃ¼r die Berliner Metallindustrie in
HÃ¶he von monatlich 2730,20 DM zugrunde gelegt. Des weiteren hat K in der Zeit
vom 1. August 1998 bis 31. Juli 1999 als BÃ¼rokraft im Rahmen einer
ArbeitsbeschaffungsmaÃ�nahme gearbeitet und hierfÃ¼r zuletzt ab 1. April 1999
ein Entgelt in HÃ¶he von 2481,81 DM erhalten. Im Ã�brigen liegen keine
Anhaltspunkte dafÃ¼r vor, dass K auch ohne die erfolgte Ausbildung zur BÃ¼rokraft
nicht in der Lage gewesen wÃ¤re, sich auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt selbst zu
unterhalten, etwa durch BÃ¼rohilfsarbeiten. HierfÃ¼r spricht auch, dass die von
der Beklagten durchgefÃ¼hrte Reha-MaÃ�nahme nur bewilligt werden durfte, wenn
ein erfolgreicher Abschuss zu erwarten war. Dass K in der Lage ist, eine
ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit vollschichtig auszuÃ¼ben ( Â§ 44
Abs. 2 1. Halbsatz SGB VI), wird auch vom KlÃ¤ger selbst nicht bestritten. K ist auch
nicht als Versicherte nach Â§ 1 Nr. 2 SGB VI gem. Â§ 44 Abs. 2 Halbsatz 2 SGB VI
erwerbsunfÃ¤hig, da sie nicht zu dem genannten Personenkreis gehÃ¶rt. Entgegen
der Auffassung des KlÃ¤gers ist nach dem eindeutigen Wortlaut in Â§ 44 Abs. 2 SGB
VI bezÃ¼glich der Art oder Schwere der Behinderung lediglich auf Personen im
Sinne des Â§ 1 Nr. 2 SGB VI abzustellen, und nicht auf solche nach Â§ 1 Nr. 3 SGB VI
. Die Voraussetzungen der ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 Abs. 2 SGB VI liegen
mithin bei K nicht vor. Es sind auch weder besondere UmstÃ¤nde vorgetragen noch
fÃ¼r den Senat ersichtlich, die die ErwerbsfÃ¤higkeit der K aus gesundheitlichen
GrÃ¼nden derart eingeschrÃ¤nkt hÃ¤tten, dass wegen einer â�� â�¦schweren
spezifischen Leistungsbehinderungâ�� oder einer â��Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungsbeschrÃ¤nkungenâ�� von vornherein nicht von einem â��offenen
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Arbeitsmarktâ�� auszugehen wÃ¤re (vgl. BSG, SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr. 50), zumal
dann die Ausbildung gar nicht hÃ¤tte durchgefÃ¼hrt werden dÃ¼rfen.
Insbesondere diente die Ausbildung der Qualifizierung der K und nicht der
BefÃ¤higung, Ã¼berhaupt am Arbeitsleben teilnehmen zu kÃ¶nnen.

Nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist der Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die
Zukunft aufzuheben. das heiÃ�t angesichts des Bescheides vom 8. November 1994
fÃ¼r die Zeit ab Dezember 1994 (vgl. BSG SozR 1300 Â§ 48 Nr. 31). Die Beklagte
war aber auch berechtigt, die Leistungsbewilligung mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit â�� seit Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse ab 1. September 1994 â��
aufzuheben, weil nach Erlass des Verwaltungsaktes (Kindergeldbewilligung)
Einkommen erzielt worden ist, das zum Wegfall oder zur Minderung des Anspruchs
gefÃ¼hrt haben wÃ¼rde (Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB X) und ein atypischer Fall
nicht vorliegt. Diese verschuldensunabhÃ¤ngige AufhebungsmÃ¶glichkeit
beschrÃ¤nkt sich jedoch auf den Teil der Leistung, durch den die Entgeltgrenze
Ã¼berschritten wird (â��soweitâ��, vgl. BSG SozR 3-1300 Â§ 48 Nr. 42). Da hier
eine AusbildungsvergÃ¼tung bis zum Betrag von 609,99 DM (neben dem
Kindergeld von 70,- DM) noch leistungsunschÃ¤dlich gewesen wÃ¤re, wurde diese
Grenze erst bei 679,99 DM Ã¼berschritten, so dass bei einem Gesamtbetrag von
VergÃ¼tung und Kindergeld in HÃ¶he von 710,- DM eine Aufhebung nur in HÃ¶he
von 30,01 DM (gerundet 30,- DM, vgl. Â§ 20 Abs. 3 BKGG), zulÃ¤ssig wÃ¤re.
Allerdings konnte der KlÃ¤ger bereits dem Schreiben der Beklagten vom 29.
September 1994 entnehmen, dass der Anspruch auf Kindergeld durch die
AusbildungsvergÃ¼tung in vollem Umfang entfallen war, ferner war die Leistung
bereits eingestellt worden. Deshalb kann er sich fÃ¼r die Zeit ab Oktober 1994
nicht mehr auf Vertrauensschutz berufen (Â§ 48 Abs.1 Satz 2 Nr. 4 SGB X), so dass
eine rÃ¼ckwirkende vollstÃ¤ndige Aufhebung der Kindergeldbewilligung schon ab
Oktober 1994 zulÃ¤ssig war.

Insgesamt war demgemÃ¤ss die Aufhebung der Kindergeldbewilligung fÃ¼r den
Monat September 1994 in HÃ¶he von 30,- DM (so dass noch 40,- DM zu zahlen sind)
und ab Oktober 1994 in voller HÃ¶he zulÃ¤ssig. Die Berufung konnte danach nur in
geringem Umfang Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung folgt auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG) liegen
nicht vor.

Erstellt am: 14.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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